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Zitate Finanzminister Gernot Blümel: 
 

• „Wir haben in den vergangenen zwei Jahren viel über das Virus gelernt und auch darüber, 
welche Hilfen besonders effizient und wirkungsvoll sind. Wir nutzen den bewährten 
Instrumentenkoffer, um Unternehmen und Arbeitsplätze jetzt bestmöglich zu unterstützen. 
Dadurch sind wir schnell startklar und die Unternehmer kommen schneller zu ihrem Geld.“ 

• „Die Unternehmen kennen diese Hilfen und wissen wie man sie beantragt und auch die 
zuständigen Stellen sind mit der Abwicklung bestens vertraut. Ein Teil der Hilfen wird noch 
heuer beantragbar sein, an der bisherigen raschen Bearbeitungsdauer ändert sich nichts. 
Wir nehmen auch die Betriebe in die Pflicht, ihren Beitrag zur Pandemiebekämpfung zu 
leisten.“ 

 
Ausfallsbonus (Kosten bis zu 700 Mio./Monat): 

• mind. 40 % Umsatzeinbruch im Vergleich zum identen Monat 2019 
• Ersatzrate: 10-40% des Umsatzrückgangs; je nach Kostenstruktur der Branche 
• Maximaler Rahmen: 2,3 Mio Euro (statt bisher 1,8 Mio.) 
• Zeitraum: November 2021 bis März 2022 
• Beantragung: ab 16. Dezember 2021 

 
Verlustersatz (Kosten noch nicht abschätzbar):  

• mind. 40 % Umsatzeinbruch im Vergleich zum identen Monat 2019  
• Ersatzrate: 70 % bis 90 % des Verlustes 
• Maximaler Rahmen: 12 Mio. Euro (statt bisher 10 Mio.) 
• Zeitraum: Jänner (Verlängerung) 2022 bis März 2022 
• Beantragung Anfang 2022 

 
Härtefallfonds (Kosten ca. 100 Mio./Monat): 

• mind. 40 % Einkomensrückgang bzw. die laufenden Kosten können nicht mehr gedeckt 
werden. 

• Ersatzrate: 80 % zzgl. 100 Euro des Nettoeinkommensentgangs 
• Zeitraum: November 2021 bis März 2022 
• Maximaler Betrag: 2.000 Euro, Mindestbetrag: 600 Euro 

 
Weitere Instrumente: NPO-Fonds und Veranstalterschutzschirm bis März 2022, Garantien 
bis Juni 2022 
 
NEU: Alle geförderten Unternehmen müssen sich an die COVID-Bestimmungen halten, 
ansonsten droht eine Rückzahlung der Hilfe.  
 
Erhält ein Unternehmen eine Verwaltungsstrafe wegen Verstößen, z.B. im Zusammenhang 
mit 2-G Kontrollen, dann müssen die Hilfen für den jeweiligen Monat zurückbezahlt 
werden. 

 
Arbeitsminister Martin Kocher: 



 
• Angesichts steigender Zahlen aber notwendig zum Schutz unserer aller Gesundheit 

weitreichendere Maßnahmen zur ergreifen  

• Sind uns bewusst, dass Situation eine frustrierende ist, vor allem für Personen, die geimpft 

sind und die immer verantwortungsvoll mit Situation umgegangen sind  

• Gleichzeitig möchte ich in dieser ohnehin von sehr viel Unsicherheit geprägten Zeit 

Gewissheit geben, dass wir niemandem allein lassen  

• Selbstverständlich gilt sowohl für Beschäftigte und Betriebe, dass wir wie in früheren 

Lockdowns, allen mit unseren Hilfsmaßnahmen unter die Arme greifen, die die 

Unterstützung benötigen  

Was tun wir konkret? 

• Als Arbeitsminister bin ich in meinem Ressort für 4 Unterstützungsmaßnahmen 

verantwortlich, die selbstverständlich unverändert in Anspruch genommen werden können 

bzw. angesichts der aktuellen Situation Wiederbelebt werden:  

1. Die Corona-Kurzarbeit  

2. Der Freistellungsanspruch für Risikogruppen  

3. Die Sonderbetreuungszeit und Freistellungsanspruch für Schwangere  

4. Sowie die Nutzung von Homeoffice als individuelle Vereinbarung zwischen AG und 

AN  

 

• Bereits letzte Woche medial klargestellt, dass sich alle Betriebe und ihre Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter, die von behördlichen Schließungen betroffen sind, sich unverändert einer 

Unterstützung durch die Corona-Kurzarbeit sicher sein können  

o Im Normalfall ermöglicht die Kurzarbeit eine Arbeitszeitreduktion auf 50 Prozent, in 

Ausnahmefällen sogar darunter  

o In der derzeitigen Situation ermöglicht die Corona-Kurzarbeit eine Reduktion der 

Arbeitszeit bis zum völligen Arbeitsausfall – bei einem Nettoeinkommensersatz von 

80 bis 90 Prozent  

o Diese Maßnahme ist jedenfalls bis Ende des Jahres aufrecht. Wie wir die Gestaltung 

der Kurzarbeit danach handhaben ist derzeit Gegenstand von Gesprächen und 

abhängig von der Infektionslage  

• Eine weitere Maßnahme, die mir als Arbeitsminister ein besonderes Anliegen ist, ist die 

Dienstfreistellung für Erwerbstätige mit Vorerkrankungen  

o Haben diese im Mai 2020 zum Schutz von Erwerbstätigen beschlossen, die bedingt 

durch die Pandemie einem erhöhten Gesundheitsrisiko ausgesetzt sind 



o Im Sommer ist sie aufgrund der virologisch stabilen Lage ausgelaufen  

o Gemeinsam mit dem Gesundheitsminister stellen wir daher jetzt sehr rasch eine 

Übergangsregelung sicher, die die ursprüngliche Verordnung wiederbelebt 

o Ab Montag den 22.11. haben Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die aufgrund 

gesundheitlicher Einschränkungen in die Risikogruppe fallen, die Möglichkeit, sich 

ein Risiko-Attest zu besorgen und im Bedarfsfall freistellen zu lassen 

• Darüber hinaus ist mir noch wichtig zu betonen, dass Freistellungsanspruch für Schwangere 

in körpernahen Berufen nach wie vor aufrecht ist, ebenso kann die Sonderbetreuungszeit 

unverändert in Anspruch genommen werden, wenn ein Kind in Quarantäne geschickt wird 

oder an Corona erkrankt  

• Zuletzt ist mir noch wichtig darauf hinzuweisen, dass wir mit unserer Homeoffice-Regelung 

Anfang des Jahres eine gesetzliche Grundlage für das Arbeiten von zu Hause geschaffen 

haben  

o Haben erst kürzlich 3G-Pflicht am Arbeitsplatz beschlossen, die schon gewisse 

Schutzstandards schafft  

o In Zeiten wie diesen empfehle ich Unternehmen aber die Möglichkeit der Nutzung 

von Homeoffice in Betracht zu ziehen  

o Homeoffice kann individuell zwischen AG und AN vereinbart werden und ist gute 

Möglichkeit, um persönliche Kontakte im Sinne der allgemeinen Gesundheit 

einzuschränken  

 


